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Freitag,

Enteignung der Russen braucht laut
Cassis wohl eine Volksabstimmung
WEF Aussenminister Ignazio Cassis wurde in Davosmit Fragen zur Finanzierung desWiederaufbaus in der Ukraine gelöchert.
Die internationale Debatte dazu ist lanciert. Fortschritte gab es gegen die Klimakrise, waswiederumVerschwörungstheorien befeuert.

Strombedarf Der neue Energie-
ministerwill verhindern, dass die
Kernkraftwerke «unnötig früh»
abgestellt werden, neue sind für
ihn kein Tabu. Mit seiner Posi-
tionweichtAlbert Rösti nicht nur
von seiner Vorgängerin ab. Er
stellt faktisch auch das 2017 vom
Stimmvolk beschlossene Neu-
bauverbot infrage. Atomgegner
sind alarmiert. (sth) Seite 5

AKW sind für
Rösti eine Option

Tamedia-Umfrage Die integrative
Förderung in den Zürcher Schu-
len hat an Zuspruch verloren.
Schwierige Kinder sollten wieder
separiert werden, findet eine
Mehrheit. Auf die Frage «Sollen
Kinder mit besonderen pädago-
gischen Bedürfnissen wieder in
Kleinklassen eingeteiltwerden?»
antworteten 67 Prozent mit Ja
oder Eher ja. (red) Seite 17

Mehrheit will
wieder Kleinklassen

«EinAusbau
beimTriemli
würde eher noch
mehr kosten.»
MarcWidmer
Der Direktor des Stadtspitals
über den neuen OP-Standort
an der Europaallee. Seite 19

Interview

Mario Fehrsteht
in derKritik
DerBundwirft dem
KantonZürich vor,
er nehmezuwenig
Asylbewerber auf.
Seite 5

USAunddie
Abrams-Panzer
Weshalb sich
Washington scheut,
Kampfpanzer indie
Ukraine zu schicken.
Seite 8

AleksanderKilde
unddas liebeGeld
DerNorweger
verdientweniger als
andere Skirennfahrer.
Das ärgert ihn.
Seite 29

5Tage ohneAutos
inWitikon
Währendder
Rad-WMwirdder
Verkehr lahmgelegt.
Seite 20

Russengelder Wenn die Schweiz eingefrorene Gelder russischer
Staatsbürger für denWiederaufbau derUkraine einsetzenmöch-
te, «bräuchte es grössere Rechtsanpassungen, bei denen wahr-
scheinlich dasVolk das letzteWort hätte». ImTA-Interviewerklärt
Cassis, welche Änderungen nötig würden und wie die Risiken in
Bezug auf Neutralität und Finanzplatz aussehen. Seite 2, 3

Klimawandel «DerKlimawandel ist auch amWEFangekommen»,
sagt Klima-Professor Reto Knutti von der ETH nach seinem Be-
such in Davos positiv überrascht. Im Interviewnennt er die Grün-
de: Firmenwie Swiss Re, Ikea, Swisscom oder Post nähmen das
Klimaproblem ernst und sähen im anstehendenUmbau derWirt-
schaft neue Möglichkeiten, Geld zu verdienen. Seite 13

Anti-WEF-Verschwörung Statt mit linken Aktivisten schlägt sich das
World Economic Forum immermehr auch mit Anhängern von Ver-
schwörungstheorien herum. Diese raunen von dunklen Mächten,
die in Davos eine neue Weltordnung etablieren wollen. Mit dieser
sollen normale Menschen angeblich enteignet und unter anderem
einer «Klimaplanwirtschaft» ausgeliefert werden. Seite 31

DieWelt liebte sie – doch viele Landsleute wandten sich von ihr ab

Jacinda Ardern Mit Tränen indenAugenkündigteNeuseelandsRegierungschefin ihrenRücktritt an.Es fehle
ihranKraft. JacindaArdern–hier2020mit einerMaori-Schulklasse–bewegte sichauf internationalerEbene
mit grossemGeschick,dochzuHauseverlordie 42-Jährige zunehmendanRückhalt. Seite 4, 9 Foto: Getty Images

Top Secret
In denUSA sind
so viele Dokumente
geheim, dass
das Land daran
zu ersticken droht.
10

Vegi-Fisch
Fleischersatz hat
nun auch die Seen
undMeere erreicht
– die Auswahl
ist bereits gross.
33

Ergraute Gamer
AnComputerspielen
erfreuen sich nicht
nur junge, sondern
auch immermehr
ältereMenschen.
12
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Zürich

Alle sind beisammen, sei es beim Singen in der Turnhalle wie auf diesem Bild oder in der Klasse im Unterricht – so will es das Zürcher Volksschulgesetz. Foto: Sabine Rock

Daniel Schneebeli

Es war eine der grossen Errun-
genschaften des neuen Zürcher
Volksschulgesetzes, das im Jahr
2005mit mehr als 70 Prozent Ja-
Stimmen angenommen wurde:
die integrative Förderung. 17 Jahre
später hat die Integration einen
so schlechten Ruf, dass sich die
Mehrheit eine Rückkehr zumehr
Separation und zu mehr Klein-
klassen wünscht.

In der Umfrage, die das Mei-
nungsforschungsinstitut Sotomo
imAuftrag von Tamedia um den
Jahreswechsel gemacht hat, be-
fürwortet die grosse Mehrheit
von über 8800 Befragten eine
Aufhebung der integrativen För-
derung. Auf die Frage «Sollen
Kinder mit besonderen pädago-
gischen Bedürfnissen wieder in
Kleinklassen eingeteiltwerden?»,
antworteten 67 Prozent mit Ja
oder Eher ja. Nur 27 Prozent
kreuztenNein oderEhernein an.

Mit Ausnahme der Alternati-
ven Liste spricht sich dieWähler-
schaft von allen Parteien gegen
die integrative Förderung aus.Am
grössten ist die Skepsis bei den
Freisinnigen.83Prozent derFDP-
Wählerinnen und -Wähler sind
für die Rückkehr zu den Klein-
klassen. Selbst in der grünen
Wählerschaft kommt eine Mehr-
heit von 53 Prozent zusammen.

In der Praxis schwieriger
als gedacht
ImVolksschulgesetz von 2005 ist
der Grundsatz verankert, dass
alle Kinderwennmöglich in eine
Regelklasse zu integrieren sind,
also auch Kinder mit körperli-
chen und geistigen Defiziten.

Die Zahl der Kleinklassen, in
denen diese Kinder zuvor meist
zur Schule gingen, wurde nach
derAbstimmung drastisch redu-
ziert, in der Stadt Zürichwurden
sie sogar ganz abgeschafft. Son-
derpädagogen und Sozialarbei-
terinnen sollen die Kinder mit

besonderen Bedürfnissen soweit
unterstützen, dass die reguläre
Schulung mit ihnen möglich ist.

In den Kleinklassenwaren die
schwierigenoder leistungsschwa-
chen Kinder unter ihresgleichen.
Dort konnten sie zwar in ihrem
Tempo lernen, doch sie wurden
auch zu Sonderfällen, verloren
den engen Kontakt zu ihren frü-
heren Klassenkameraden. Und
späterwares für siemeist schwie-
rig, in normalen Klassen wieder
Anschluss zu finden.

In der Praxis erwies sich ihre
Integration jedoch als schwieri-
ger als gedacht. Viele Lehrerin-
nen und Lehrer waren überfor-
dert, Eltern unzufrieden,weil die
Klassen unruhiger und die Kin-
der abgelenktwaren. In den ver-
gangenen Jahren hat sich zudem
der Mangel an Heilpädagogin-
nen massiv zugespitzt, was die
Sache nicht leichter macht.

DerZürcherLehrerinnen- und
Lehrerverband (ZLV) will trotz
grosserSkepsis amGrundsatz der

Integration festhalten,wie Präsi-
dent Christian Hugi auf Anfrage
sagt.EineRückkehrzudenKlein-
klassen gäbe zwar eine gewisse
Entspannung, schaffe aber mit
der Separation neue Probleme.

Es sei für ihn persönlich zwar
verständlich,wenn sich Lehrper-
sonen und Eltern die alten Zei-
ten zurückwünschten, aber: «Mit
alten Rezepten können wir die
Herausforderungen der neuen
Zeit nicht bewältigen.» Heute
werde von den Schulen eine
möglichst individualisierte För-
derung der Kinder verlangt.

Im Vergleich zum Kleinklas-
senzeitalter seien dieAnsprüche
der Eltern gestiegen und die
Frustrationstoleranz vieler Kin-
der gesunken.

Weitermachen wie bis anhin
könneman aber nicht, sagt Hugi.
Es brauche bessere Rahmen-
bedingungen, zum Beispiel mit
generell kleineren Klassen oder
mit mehr Personal. So wäre es
«mit den derzeit sehr grossen

Klassen» wünschenswert, pro
Klasse zwei Lehrpersonen ein-
zustellen, so Hugi. Dass Letzte-
res kaum möglich ist bei dem
herrschenden Lehrkräftemangel,
kommentiert ermit denWorten:
«Das ist tatsächlich einDilemma,
deswegen fokussieren wir auf
mehr Zeit für die Klassenlehr-
person und den Unterricht.»

SP und FDP präsentieren
Stabilisierungsprogramme
Die SPhat eine Umfrage bei rund
4500 Lehrerinnen und Lehrern
zum Lehrermangel durchge-
führt. Fast 3000 haben daran
teilgenommen.Die Sozialdemo-
kraten haben aus denAntworten
einen 10-Punkte-Plan erarbeitet
mit dringlichsten Massnahmen
– die Rückkehr zu den Kleinklas-
sen gehört nicht dazu.

Dafür schlägt die SPunter an-
derem Time-out-Lösungen und
obligatorische Schulsekretariate
vor. Letzteres, um die Lehrerin-
nen und Lehrer von administra-

tiver Arbeit zu entlasten. Zudem
soll den Klassenlehrpersonen
mindestens doppelt so viel Zeit
für die Klassenführung zuge-
standen werden als heute.

Der freisinnige Regierungs-
ratskandidat Peter Grünenfelder
hat den Medien zusammen mit
freisinnigen Bildungspolitikerin-
nen einen 7-Punkte-Plan «zur
Stabilisierung der Volksschule»
präsentiert. Auch bei ihm fehlt
die Rückkehr zu den Kleinklas-
sen im Programm. Er präzisierte
allerdings an der Medienkonfe-
renz, die interative Förderung an
den Schulen sei in der heutigen
Form gescheitert.

Anders als der 10-Punkte-Plan
der SP soll Grünenfelders «Sta-
bilisierung» ohne Zusatzkosten
auskommen.Auffälligste Forde-
rung: ein neuesMindestpensum
von 50 Prozent für Lehrerinnen
und Lehrer. Derzeit liegt es bei
35 Prozent.

Bildungsdirektorin
verteidigt Integration
Bildungsdirektorin Silvia Steiner
(Die Mitte) gesteht auf Anfrage:
«Die Integration ist anspruchs-
voll.» Trotzdem bleibe sie der
richtige Ansatz, der im Übrigen
nicht nur vom Volksschulgesetz
verlangt werde, sondern auch
von der UNO-Kinderrechtskon-
vention und derUNO-Behinder-
tenkonvention.

Weiter streicht sie hervor, dass
Kleinklassen im Kanton Zürich
im Unterschied zu anderen Kan-
tonen nicht verboten seien. Die
Bildungsdirektion berate Schu-
len, welche sogenannte Schul-
inseln oder Time-out-Lösungen
für akute Problemfälle erproben
wollten. Die Bildungsdirektorin
hält aber fest, dass eine Separie-
rungslösung niemals endgültig
sein sollte. «Die Integration von
KindernmitVerhaltensauffällig-
keiten auf nach der Schulzeit
zu verschieben, ist nicht sehr er-
folgsträchtig.»

FürWiedereinführung der Kleinklassen
Tamedia-Wahlumfrage Die integrative Förderung in den Schulen hat an Zuspruch verloren. Schwierige
Kinder sollten wieder vermehrt separiert werden, findet eine Mehrheit der Zürcherinnen und Zürcher.

Die Methode

Die Wahlumfrage wurde vom
Meinungsforschungsinstitut
Sotomo im Auftrag von Tamedia
zwischen dem 27. Dezember 2022
und dem 3. Januar 2023 online
durchgeführt. Nach der Bereinigung
und Kontrolle der Daten konnten
die Angaben von 8836 im Kanton
Zürich stimmberechtigten
Personen übernommen werden.
Da die Zusammensetzung der
Stichprobe nicht repräsentativ ist,
wurde den Verzerrungen mittels
statistischen Gewichtungsverfahren
entgegengewirkt. Damit wurde
eine hohe Repräsentativität der
Stimmbevölkerung erzielt. Der
Stichprobenfehler beträgt noch
+/–1,5 Prozentpunkte. (sch)

Total 8836 Antworten, in Prozent (gerundet)

Ja zur Aufhebung integrativer Förderung

Grafik: mre, sch / Quelle: TA-Umfrage, Sotomo. Umfragetage: 27.12.2022–3.1.2023

«Sollen Kinder mit besonderen pädagogischen Bedürfnissen
wieder in Kleinklassen eingeteilt werden (Aufhebung der
integrativen Förderung)?»

Ja Eher ja Eher nein NeinK.A.

50%

Total 38 29 7 17 10

AL 10 5 9 20 57

SP 24 33 10 22 11

Grüne 20 33 8 29 9

GLP 35 32 6 21 6

EVP 28 48 6 12 7

Die Mitte 238 28 24 8

FDP 49 34 3 10 4

SVP 52 18 8 12 11

Korrekt

In Maur sinkt der Steuerfuss um
2 Prozentpunkte auf 85 Prozent.
Im Artikel «Steuern sinken auf
breiter Front» von gestern war in
der Grafik fälschlicherweise ein
gleichbleibender Steuerfuss von
85 Prozent angezeigt. Damit steigt
die Zahl der senkenden Zürcher
Gemeinden auf 47. (red)

Kürzlich äusserte diese Zeitung
den Verdacht des Photoshoppens.
Unter dem Titel «Linker Mann
überragt linke Frauen»wurde
angedeutet, dasWahlfoto des
Progressiven Bündnisses müsse
manipuliert sein. Regierungsrat
Martin Neukom (Grüne)
erscheine allzu gross neben
den Bündnispartnerinnen
Jacqueline Fehr, Priska
Seiler Graf (beide SP) und
Anne-Claude Hensch (AL).

Gross war nur der Irrtum.
Nach einer Bemerkung von
Neukom am Rande des Tamedia-
Wahlpodiums amMontagabend
habenwir die Fakten gecheckt
– und fotografiert (wobei wir
schwören, Photoshop nur vom
Hörensagen zu kennen). Und
siehe da: Das Grössenverhältnis
stimmt. Neukom – gemäss
Identitätskarte 177 cm gross –
ist ein Stück höher aufgeschossen
als Regierungskollegin Fehr.
DasWahlfoto sei live gemacht
worden, beteuert Neukom.

DerVerdacht wurde also nicht
erhärtet und schrumpft zu einer
Bitte umVergebung. (pu)

Photoshop?
Verdacht entkräftet

Wahlk(r)ampf

Jacqueline Fehr und Martin
Neukom. Foto: Pascal Unternährer

Jugendschutz Mit 170 Testkäufen
hat die Stadt Zürich im vergan-
genen Jahr untersucht,wie häu-
figAlkohol undTabak an Jugend-
liche verkauft wird. Die Ergeb-
nisse sind zwar deutlich besser
als im Vorjahr, aber vor allem
beim Verkauf von Spirituosen
sieht die Suchtprävention noch
immer Handlungsbedarf.

Bei den 170Testkäufen erhiel-
ten die Jugendlichen in ins-
gesamt 52 Fällen alkoholische
Getränke oder Tabakprodukte
ausgehändigt, obwohl sie das
erforderlicheAlter noch nicht er-
reicht hatten, wie die Stadt ges-
tern mitteilte. Das entspricht
einer Verkaufsquote von annä-
hernd 31 Prozent –was aber im-
merhin deutlich besser ist als im
Vorjahr. Testkäufe werden seit
2005 als Kooperation der Sucht-
präventionsstellemit demBlau-
en Kreuz und der Stadtpolizei
Zürich durchgeführt. (sda)

Alkohol für Junge
zu leicht erhältlich
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